
Nicht nur im Inhalt des Beschlusses, sondern bereits in 
der Methode der Gesetzgebung kommt der untrenn­
bare Zusammenhang zwischen der Durchsetzung der 
ökonomischen Gesetzmäßigkeiten des Sozialismus und 
der ständigen Weiterentwicklung der staatlichen Lei­
tungsmethoden sehr deutlich zum Ausdruck, indem 
ein Beschluß des Bundesvorstandes des FDGB zur ge­
setzlichen Grundlage der staatlichen Leitungstätigkeit 
erklärt wird.

Die Ständigen Produktionsberatungen sind Organe 
der Gewerkschaften. Ihnen gehören — jeweils auf zwei 
Jahre gewählt — vor allem verdiente Arbeiter, Ange­
stellte, Meister, Techniker und Ingenieure an. Sie tra­
gen durch ihre gesamte Tätigkeit zur Erfüllung und 
Übererfüllung des Betriebsplans, zur Organisierung 
des sozialistischen Wettbewerbs und zur weiteren Stei­
gerung der Arbeitsproduktivität bei. Ihre besondere 
Aufmerksamkeit gilt der ständigen Erhöhung der Qua­
lität der Produktion, der kontinuierlichen Senkung der 
Selbstkosten und der praktischen Unterstützung der 
Arbeit der Neuerer, Rationalisatoren und Erfinder. 
Mindestens einmal im Halbjahr hat der aus der Mitte 
der Ständigen Produktionsberatung zur Durchführung 
der laufenden Arbeiten gewählte Ausschuß der Beleg­
schaftsversammlung bzw. der Vertrauensleute-VollVer­
sammlung über seine Arbeit zu berichten. Den Werk­
leitern wird besonders zur Pflicht gemacht, bei den 
Vorbereitungen der Beratung mitzuhelfen, an der Be­
ratung teilzunehmen, die Beschlüsse und Vorschläge 
der Beratung zu verwirklichen und hierüber auf der 
nächsten Sitzung der Beratung zu berichten. In Anbe­
tracht dessen, daß Verbesserungsvorschläge der Werk­
tätigen sowie auch die Vorschläge der Produktions­
beratung in der Vergangenheit nicht immer die ge­
nügende Beachtung gefunden haben, ist das Recht der 
Produktionsberatung von Bedeutung, über die BGL 
dem verantwortlichen staatlichen Leiter diejenigen 
Wirtschaftsfunktionäre zur disziplinarischen Bestrafung 
vorzuschlagen, die die Beschlüsse der Beratung 
ignorieren.

Hervorzuheben ist noch die in dem Beschluß präzi­
sierte Rolle der ökonomischen Konferenzen in den 
sozialistischen Großbetrieben, an denen außer den 
besten Aktivisten, Neuerern, Rationalisatoren und Er­
findern als Vertreter der Belegschaft u. a. Mitglieder 
der Ausschüsse der Produktionsberatungen und der 
Ständigen Produktionsberatung des Gesamtbetriebes 
teilnehmen. Die Konferenzen werden zur Beratung von 
volkswirtschaftlich entscheidenden Fragen des Gesamt­
betriebes mindestens zweimal jährlich einberufen. Auf 
ihnen wird die in der Belegschaft geführte Plandiskus­
sion ausgewertet, und ihre Ergebnisse werden zu einer 
Stellungnahme zusammengefaßt, die die Voraussetzung 
für die Annahme der Betriebspläne durch die über­
geordneten Wirtschaftsfunktionäre darstellt. Gleich­
zeitig wird dabei der Abschluß des Betriebskollektiv­
vertrages vorbereitet.

Die Aufgaben der sozialistischen Rekonstruktion un­
serer Industrie erfordern zwangsläufig eine Qualifizie­
rung des gesamten Vorschlags- und Erfindungswesens, 
und zwar besonders in der Hinsicht, daß die naturwis­
senschaftlich-technische Forschung noch weitaus stär­
ker auf die Erhöhung der Arbeitsproduktivität in den 
Betrieben Einfluß nimmt, die Ergebnisse der For- 
schungs- und Entwicklungsarbeiten schneller und rei­
bungsloser für die Wirtschaftspraxis nutzbar gemacht 
werden und die sozialistische Gemeinschaftsarbeit bei 
Forschungs- und Entwicklungsarbeiten bedeutend mehr 
gefördert wird. Einige neue gesetzliche Bestimmungen 
zeigen bereits wichtige Ansätze in dieser Richtung.

Das gilt in erster Linie für die Anordnung über die 
Zahlung von Prämien in Forschungs- und Entwick­
lungsstellen sowie selbständigen Konstruktionsbüros
vom 31. März 1959 (GBl. II S. 81). Mit dieser Maß­
nahme wird den Wissenschaftlern, Ingenieuren und 
Technikern ein stärkerer Anreiz gegeben, die ihnen in 
den Volkswirtschaftsplänen übertragenen wissenschaft­
lichen . und technischen Aufgaben rasch und ent­
sprechend dem neuesten Stand der Technik zu lösen. 
Die Prämienzahlung an Mitarbeiter der naturwissen­
schaftlich-technischen Institute, der selbständigen Kon­
struktionsbüros und der betrieblichen Forschungs- und 
Entwicklungsstellen der volkseigenen Wirtschaft er­

folgt auf der Grundlage einer entsprechenden Rege­
lung in der Betriebsprämienordnung bzw. auf Grund 
einer Prämienvereinbarung, die zwischen dem Leiter 
der Forschungsstelle und der Gewerkschaftsleitung ab­
geschlossen wird. Die nachdrückliche Unterstützung der 
Forschungsgemeinschaftsarbeit zeigt sich deutlich „ in 
den Prämienverträgen, die zwischen der Instituts­
leitung und den Forschungskollektiven oder ihren Be­
auftragten nach Zustimmung der zuständigen Gewerk­
schaftsleitung abgeschlossen werden. In diesen Prä­
mienverträgen, auch soweit sie mit einzelnen Forschem 
abgeschlossen werden, wird besonderes Gewicht gelegt 
auf die genaue Bezeichnung der Abschlußleistung und 
deren Termine, d. h. des endgültigen Forschungs­
berichts mit dem Vorschlag über die Nutzbarmachung 
des Arbeitsergebnisses oder — bei der Entwicklung von 
Konstruktionen und von Produktionsverfahren — der 
Ausarbeitung der fertigungsreifen Konstruktionsunter­
lagen bzw. des Berichts über das Ergebnis des groß­
technischen Versuchs. Charakteristisch für diese Neu­

regelung ist, daß der Hauptteil der gesamten Prämien­
summe in den Verträgen für die Erreichung dieser Ab­
schlußleistungen zu' vereinbaren ist, daß insbesondere 
bei der Prämiierung von Entwicklungsarbeiten aus be­
trieblichen Umlaufmitteln die Zahlung der Prämien 
zu einem entscheidenden Teil von der Einführung und 
Verwertung der Arbeitsergebnisse in der Produktion 
abhängig gemacht wird.

Ebenfalls der Anwendung der neuen Technik und 
der Steigerung der Arbeitsproduktivität in den Betrie­
ben der volkseigenen Wirtschaft dient die Neuregelung, 
die durch die Fünfte Durchführungsbestimmung zur 
Verordnung über das Erfindungs- und Vorschlagswesen 
in der volkseigenen Wirtschaft vom 6. Mai 1959 (GBl. I 
S. 522) getroffen worden ist. Wenn danach die Ver­
gütungen für Patente nicht mehr aus dem Betriebs­
prämienfonds zu finanzieren, sondern zu Lasten der 
Kosten zu buchen sind, so führt dies zweifellos zu 
einer beträchtlichen Erhöhung der materiellen Inter­
essiertheit der Werktätigen und zu einer weiteren För­
derung der Massenbewegung der Erfinder und Neuerer. 
Hinzu kommt noch, daß auch die Vergütungen oder 
Prämien für Verbesserungsvorschläge, mit Einschluß 
derjenigen auf dem Gebiet der Betriebsverwaltung, zu 
Lasten der Kosten des Betriebs zu zahlen sind, wenn 
durch die Benutzung ein errechenbarer Nutzen im Be­
trieb entsteht. Die Zahlung von Vergütungen für Ge­
brauchsmuster erfolgt nach der Dritten Durchführungs­
bestimmung zum Gebrauchsmustergesetz für die Deut­
sche Demokratische Republik vom selben Tage (GBl. I 
S. 522) gleichfalls zu Lasten der Betriebskosten.

Die Durchführung von Produktionsberatungen in den 
Privatbetrieben mit staatlicher Beteiligung wird in 
den Betriebsverträgen auf der allgemeinen Grundlage 
des oben behandelten Ministerratsbeschlusses vom
9. April 1959 vereinbart. Damit eine stärkere Einbezie­
hung der halbstaatlichen Betriebe in das System der 
Planung unserer sozialistischen Volkswirtschaft ge­
währleistet ist, wie dies bereits auf dem V. Parteitag 
und dem 4. Plenum des ZK der SED angeregt worden 
war, kam es darauf an, die — auch von den privaten 
Unternehmern seit längerem geforderte — klare ge­
setzliche Grundlage über die Bildung und weitere Ent­
wicklung der Betriebe mit staatlicher Beteiligung zu 
schaffen. Sie liegt nunmehr vor in Gestalt der Verord­
nung über die Bildung halbstaatlicher Betriebe vom
26. März 1959 (GBl. I S. 253). Sie geht davon aus, daß 
die Beteiligung des Arbeiter-und-Bauern-Staates an 
den Privatbetrieben eine Übergangsform zum soziali­
stischen Betrieb ist und daß die Hauptmethode der 
Einbeziehung der Privatbetriebe in den Prozeß der 
sozialistischen Umgestaltung die Überzeugung und Er­
ziehung der Unternehmer zu sozialistischem Denken 
und Handeln ist. Die Verordnung zeichnet sich gegen­
über der bisherigen Rechtslage durch ihre weit größere 
Elastizität in den Voraussetzungen und den Methoden 
der staatlichen Beteiligung und in der Berücksichtigung 
der persönlichen Interessen der privaten Gesellschafter 
aus.2

2 vgl. Cassau, Ein Gesetz des Vertrauens, Deutsche Finanz­
wirtschaft, Ausg. Staatshaushalt, 1959 S. 189 f.
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